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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Burkhard Hirsch, Hans-Dietrich Genscher, 

Cornelia Schmalz-Jacobsen, Dr. Edzard Schmidt-Jortzig und Dr. Max Stadler 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 1 3/57, 1 3/207, 1 3/71 6 - 


Entwurf eines Gesetzes über die Zusammenarbeit mit dem Internationalen 
Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien 
(Jugoslawien-Strafgerichtshof-Gesetz) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt und 
folgender Halbsatz angefügt: „es sei denn, eine Überstellung 
kommt im Hinblick auf § 3 Abs. 5 nicht in Betracht . '' 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Artikel 16 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes bleibt unbe- 
rührt. '' 

Bonn, den 8. März 1995 

Dr. Burkhard Hirsch 
Hans-Dietrich Genscher 
Cornelia Schmalz-Jacobsen 
Dr. Edzard Schmidt-Jortzig 
Dr. Max Stadler 


Begründung 

Dieser Änderungsantrag hindert in keiner Weise die Auslieferung 
eines mutmaßlichen Kriegsverbrechers aus dem ehemaligen 
Jugoslawien an den Gerichtshof. Der Gesetzentwurf ist vielmehr 
in einem für unsere Verfassung entscheidenden Punkt unklar. Bei 
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der Frage, welche Personen dem Gerichtshof zur Durchführung 
eines Strafverfahrens oder einem anderen Staat, der die Voll- 
streckung einer vom Gerichtshof verhängten Sanktion übernom- 
men hat, zu überstellen sind, ist im Gesetzentwurf von „Personen" 
die Rede. Eine Differenzierung zwischen deutschen und ausländi- 
schen Staatsangehörigen enthält diese Formulierung nicht. Arti- 
kel 16 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) bestimmt aber, daß 
kein Deutscher ausgeliefert werden darf. 

Zwar ist der Begründung des Gesetzentwurfs zu entnehmen, daß 
es, um deutsche Staatsbürger an den Gerichtshof zu überstellen, 
eines verfassungsändernden Gesetzes bedürfe. Auch wird im Be- 
richt des Rechtsausschusses darauf hingewiesen, daß wegen Arti- 
kel 16 Abs. 2 Satz 1 GG eine Überstellung deutscher Staatsange- 
höriger nicht in Betracht komme. Bestandteil des Gesetzes wer- 
den aber weder die Begründung des Gesetzentwurfs noch der Be- 
richt des Rechtsausschusses. Der Rechtsanwender findet nur den 
sprachlich eindeutigen Begriff „Personen" im Gesetzestext vor. 

Es kommt hinzu, daß nach der Begründung des Gesetzentwurfs 
an der zwingenden völkerrechtlichen Pflicht, auch eigene Staats- 
angehörige dem Gericht zu überstellen, kein Zweifel bestehe. 
Gesetze müssen nicht nur mit der Verfassung, sondern auch mit 
dem Völkerrecht im Einklang stehen. Im vorliegenden Fall ergibt 
sich daher aus der Begründung ein Konflikt zwischen verfas- 
sungsrechtlicher und völkerrechtlicher Verpflichtung. Dennoch 
verweigert der Gesetzgeber - aus welchen Gründen auch immer - 
eine klare Entscheidung dieses Konfliktes. In dieser verfassungs- 
rechtlich wichtigen, die Grundrechte der Bürger berührenden 
Frage ist es nicht hinnehmbar, daß der Gesetzgeber ohne Not 
Unklarheiten schafft. Darum soll durch den Zusatz in § 3 klarge- 
stellt werden, daß die grundrechtliche Garantie des Artikels 16 
Abs. 2 Satz 1 unangetastet bleibt, deutsche Staatsangehörige also 
nicht ausgeliefert werden dürfen. 

Im übrigen läßt die jetzige Fassung des Gesetzentwurfs die Aus- 
legung zu, daß ein Strafverfahren auf den Gerichtshof übergelei- 
tet werden muß, obwohl die betroffene Person nicht an den Ge- 
richtshof überstellt werden kann. Dieses Ergebnis muß durch eine 
Ergänzung des § 2 korrigiert werden. 
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